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II. Innenpolitik 
1. Asy lpol i t ik : Abs t immung über die Asylgesetzrevis ion 
Das schweizerische Asylgesetz von 1979 wurde in der Zwischenzeit bereits 
zweimal revidiert. Stark angestiegene Flüchtlingsströme, vor allem aus Entwick-
lungsländern, Hessen die Zahl der hängigen Asylgesuche auch in der Schweiz 
stark ansteigen. Beide Gesetzesrevisionen hatten die Beschleunigung des Asyl-
verfahrens zum Ziel. Gegen die zweite Gesetzesrevision, vom Parlament im Juni 
1986 verabschiedet, wurde das Referendum ergriffen. Bei der Abstimmung vom 5. 
April 1987 wurde die Revision mit 67,4 Prozent Ja-Stimmen befürwortet. Das 
revidierte Gesetz tritt am 1. Januar 1988 in Kraft. Neue Verordnungen regeln die 
Ausführungsbestimmungen des revidierten Gesetzes. 
Um die zweite Revision des Asylgesetzes war ein heftiger Abstimmungskampf 
geführt worden. Befürworter einer verschärften Asylpraxis standen den Verfech-
tern einer humanen Asylpolitik gegenüber. Mit der Revision des Asylgesetzes 
sollten die Grundlagen für eine raschere Behandlung der Asylgesuche geschaffen 
werden. Ende Dezember 1986 waren die Gesuche von 21.470 Personen noch 
nicht entschieden. In dieser Zahl sind die Gesuche von 720 tamilischen Asylbewer-
bern nicht enthalten. Diese Gesuche wurden letztinstanzlich abgelehnt, die 
Rückkehr dieser Tamilengruppe nach Sri Lanka wurde jedoch vorderhand als 
unzumutbar beurteilt. 
Auch 1986 bildeten die Gesuche türk ischer Asylbewerber die grösste Gruppe 
(4066 Gesuche). Die Asylgesuche von Bewerbern sri lankischer.Herkunft waren 
1986 mit 593 Gesuchen wesentlich kleiner als im Vorjahr (2764 Gesuche). Die 
zweitgrösste Gruppe bildeten die Gesuche iranischer.Asylbewerber (951). 
Der Bundesrat schreibt in seinen Erläuterungen zur Abstimmungsvorlage: "Das 
Asylgesetz und das Bundesgesetz über Aufenthalt und Niederlassung der Aus-
länder sollen geändert werden, damit die zahlreichen Asylgesuche rascher behan-
delt und ablehnende Entscheide durchgesetzt werden können. Der Bund soll die 
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* Die Zahlen beruhen auf der BAPStatistik. Die erledigten Entscheide beinhalten auch 
Gesuche aus den Vorjahren. 
1) 1981 waren 4 Asylgesuche aus Sri Lanka. 
2) Das Bundesamt für Polizeiwesen (BAP) hat die Pendenzen und Beschwerden von 
Asylgesuchen 1982 noch nicht separat ausgewiesen. Auch 1983 beruht die Angabe der 
Beschwerden auf einer Schätzung. 
3) In dieser Zahl inbegriffen sind die negativen Entscheide von 720 Gesuchen ta-
milischer Asylbewerber, deren Rückschaffung nach Sri Lanka vorderhand als unzumut-
bar beurteilt wurde. 
Quelle: EJPD, Asylstatistik 1986. 
Entwicklung der Asylgesuche seit 1982* 
1982 1983 1984 1985 1986 
Total der Gesuche 7135 7886 7435 9703 8546 
davon aus 
der Türkei 1341 1972 2639 3844 4066 
Chile 1244 1224 487 322 259 
Sri Lanka 1091 845 1236 2764 593 
Zaire 593 1005 750 442 214 
Iran — - - 951 
Entscheide 
Asyl gewährt 1907 680 640 939 820 
Asylgesuch 
abgelehnt 749 1202 1982 5658 5781 
Ausreisen, 
Rückzüge 505 1126 1456 1486 2278 
Pendenzen total 80002 16634 22009 20920 21470 
davon 
- erstinstanzlich 
noch nicht entschieden 10634 13470 15387 150073 
- Beschwerden 6000 8539 5533 6463 
Tabelle Nr. 3 
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Möglichkeit erhalten, rasch und flexibel auf eine ausserordentlich grosse Zunahme 
der Gesuche von Asylbewerbern zu reagieren." 
Wir erwähnen hier kurz die wichtigsten Änderungen bei der zweiten Revision 
des Asylgesetzes (1): 
- Der Bundesrat kann bei ausserordentlich grossem Zustrom von Asylbewerbern 
besondere Massnahmen ergreifen und die Asylgewährung einschränken 
(Notrecht). 
- Asylbewerbersollen ihr Gesuch in der Regel an bestimmten Grenzübergängen 
stellen. 
- Die Asylbewerber werden gleichmässiger auf die Kantone verteilt. 
- In eindeutigen Fällen kann der Bund aufgrund der kantonalen Einvernahme 
über das Asylgesuch entscheiden, ohne eine zweite Befragung durchzuführen 
(Kantonalisierung). 
- Der Bund entschädigt die Kantone nicht nur für die Fürsorgeauslagen, sondern 
neu auch für die Verwaltungskosten. 
- Generelle Arbeitsverbote für Asylbewerber dürfen nur noch für höchstens drei 
Monate erlassen werden. Der Bund kann Beschäftigungsprogramme der Kan-
tone unterstützen. 
- Der Bund kann den abgewiesenen Asylbewerbern Rückkehrhilfen gewähren. 
- Die Frage der Ausschaffungshaft (maximal 30 Tage) wird im Ausländergesetz 
geregelt. 
- Kann einem Ausländer die Wegweisung nicht zugemutet werden, so wird er 
vorläufig aufgenommen oder interniert. 
Das Parlament hatte der Revision im Juni 1986 zugestimmt. Die Gegner der 
Revision befürchteten eine zu restriktive Auslegung des revidierten Gesetzes und 
eine massive Verschärfung der Asylpraxis und ergriffen das Referendum. Die 
Volksabstimmung fand am 5. April 1987 statt. Das Komitee begründete das 
Referendum damit, dass die bewährten humanitären und liberalen Grundsätze 
durch die Revision des Asylgesetzes aufgegeben würden. Die Revision bringe 
bedenkliche Einschränkungen elementarer rechtsstaatlicher Prinzipien wie 
Anspruch auf Anhörung, Recht auf persönliche Bewegungsfreiheit und Schutz vor 
Rückschiebung in den Verfolgerstaat. Folgende Bestimmungen der Gesetzesvor-
lage wurden als besonders problematisch betrachtet: 
- Die Schaffung der Grenztore schmälere die Möglichkeit stark, in der Schweiz 
ein Asylgesuch zu stellen. Damit werde in Kauf genommen, dass Flüchtlinge 
von Land zu Land abgeschoben werden. 
- Die Möglichkeit des Bundesrates, bei einem ausserordentlich grossen Zustrom 
von Flüchtlingen das Asylrecht ausser Kraft zu setzen, bedeute, dass der 
Bundesrat auch in Friedenszeiten Notrecht anwenden könne. 
- Durch die Kantonalisierung des Verfahrens werde der Anspruch der Flüchtlinge 
auf Anhörung stark eingeschränkt. 
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- Mit der Ausschaffungshaft könnten Ausländer und abgewiesene Asylgesuch-
steller bis zu 30 Tagen inhaftiert werden, ohne dass sie ein Delikt begangen 
haben. 
Die Gesetzesrevision wird als untaugliches Mittel für die Lösung der asylpoli-
tischen Probleme betrachtet. 
Die Revision des Gesetzes wurde in der Volksabstimmung mit 67,4 Prozent Ja-
Stimmen-Anteil deutlich angenommen. 
Im Juni 1987wurde bereits wieder eine Initiativezur Asylbeschränkung lanciert: 
Die Republikanische Partei hat eine eidgenössische Initiative "für die Begrenzung 
der Aufnahme von Asylanten" lanciert. Nach Wortlaut der Initiative sollen nur noch 
Flüchtlinge europäischer Herkunft in der Schweiz Asyl erhalten und nur so lange 
bleiben können, als sie in ihrem Herkunftsland gefährdet sind. Die Türkei gilt als 
aussereuropäisch. 
Umstrittene neue Asylverordnung 
Die Gesetzesrevision bedingt eine Neuregelung des Asylverfahrens. Die vom 
Delegierten für das Flüchtlingswesen, Peter Arbenz, in die Vernehmlassung ge-
schickte neue Asylverordnung stiess auf starke Kritik. In entscheidenden Punkten 
sei die Verordnung nicht auf die Kritik der Geschäftsprüfungskommission (GPK) 
des Nationalrates eingegangen (2). 
So wurde kritisiert, dass der geforderte Ausbau des rechtlichen Gehörs des 
Asylbewerbers nicht im Verordnungsentwurf verankert war. Weiter fehlte eine 
genaue Regelung der Textbausteine, die für die ablehnende Begründung eines 
Asylentscheides Verwendung finden. Der Rechtscharakter dieser Textbausteine 
müsse geklärt werden. Das Akteneinsichtsrecht müsse in der Verordnung geregelt 
werden und eine Trennung des eigentlichen Asylverfahrens von der Beurteilung 
der Wegweisung müsse ebenfalls in die Verordnung einfliessen. Die Kommission 
bef asste sich auch mit der Beschaffung der Informationen für die Berichte über die 
Herkunftsländer. Die in der Regel von den Schweizer Botschaften erstellten 
Länderberichte seien recht unterschiedlicher Qualität, was die Beweislage im 
Asylrecht erschwere. 
Gesunkene Anerkennungsquote 
Zur gesunkenen Anerkennungsquote positiver Asylentscheide - sie nahm von 14 
Prozent 1985 auf 12 Prozent 1986 a b - v e r m u t e t die GPK in ihrem Bericht, dass 
die Voraussetzungen, die für eine Asylgewährung erfüllt sein müssen, heute viel 
strenger ausgelegt werden als vor einigen Jahren. Das EJPD wehrt sich gegen den 
Vorwurf.den Flüchtlingsbegriff verschärft zu haben-d ies warjadie Hauptkritik der 
Gegner der Gesetzesrevision. Presseberichten zufolge ist an einer Aussprache 
jedoch eingeräumt worden, dass früher eine mildere Praxis galt. 
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Internationale Asylkonferenz 
Vom 11 . bis 13. Februar 1987 fand auf Einladung des EJPD in Gerzensee bei Bern 
eine europäische Asylkonferenz statt. An der Konferenz sollte Einigung über die 
Bedingungen für die Rückschaffung abgewiesener Asylbewerber erzielt werden. 
Flüchtlingsherkunftsländer wurden nicht eingeladen. Es wurden ausschliesslich 
Probleme mit Flüchtlingen aus der Dritten Welt behandelt. Flüchtlinge aus Ost-
staaten seien "ein anderes Thema", Hess ein Konferenzteilnehmer verlauten 
(Tages-Anzeiger, 7.2.1987). In einer kurzen offiziellen Erklärung zur Konferenz 
wurden als zentrale Themen die Koordination in Fragen der Rückschaffung, der 
Rückkehrhilfe und der Massnahmen zur Wiederansiedelung angegeben. Weiter 
seien Massnahmen zur besseren Kontrolle von irregulären Wanderbewegungen 
nach und in Europa und damit zusammenhängende humanitäre Ergänzungs-
programme diskutiert worden. 
Die Bewegung für eine offene, demokratische und solidarische Schweiz (BodS) 
organisierte als Gegenveranstaltung ein "Banquet républicain". Dort wurde kriti-
siert, dass die Schweiz bei der Verschärfung des Asylrechts in Europa eine "Pilot-
rolle" übernommen habe. 
Umstrittener Ausschaffungsentscheid für Tamilen 
Der Entscheid über die Rückschaffung von 30 Tamilen im Januar 1987 löste heftige 
Proteste aus. Weitere 100 Tamilen sollten später ausgeschafft werden. Amnesty 
International intervenierte erstmals mit einer dringlichen Aktion in der Schweiz. Die 
Bundesbehörden wurden aufgerufen, auf die Rückschiebung der Tamilen nach Sri 
Lanka zu verzichten. Der Flüchtlingsdelegierte Arbenz betrachtete den Süden Sri 
Lankas als sicher, lediglich in den Norden und Osten Sri Lankas könnte die Rück-
schaffung nicht zugemutet werden. Die Berner Kantonsregierung weigerte sich, 
die Rückschaffung der Tamilen zu vollziehen. Im März nahm eine Delegation des 
EJPD neue Abklärungen in Sri Lanka vor. Namentlich sollte das persönliche Bezie-
hungsnetz von 18 Fällen (insgesamt 25 Menschen) überprüft werden; die Gesuche 
dieser Tamilen waren abgewiesen worden und ihnen waren Ausreisefristen ange-
setzt worden. Die Entscheidungen über den Zeitpunkt einer Ausschaffung wurden 
einzeln gefällt. 
Haltung der Hilfswerke 
Die Hilfswerke hatten auf eine Parole für die Abstimmung über die Asylgesetzesre-
vision verzichtet, betonten aber in einem Papierder Arbeitsgemeinschaft Swissaid/ 
Fastenopfer/Brot für Brüder/Helvetas über Asyl- und Entwicklungspolitik, dass an 
der Beseitigung der Fluchtursachen gearbeitet werden müsse. Als Handlungs-
möglichkeiten führt das Papier folgende auf: 
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- Einbezug der Fluchtursachen in die Entwicklungszusammenarbeit. 
- Unterstützung von Menschenrechts- und Gewerkschaftsorganisationen in den 
Entwicklungsländern. 
- Förderung einer präventiven, gerechten Aussenwirtschaftspolitik der Schweiz, 
einer aktiven Friedens- und Menschenrechtspolitik, und schweizerische Initia-
tiven zur Weiterentwicklung des Völkerrechts. 
Flüchtlingsfrauen 
Flüchtlingsfrauen sind in der Öffentlichkeit kein Thema; bis 1986 wurden sie in der 
Schweiz statistisch nicht erfasst. 1986 stellten 1812 Frauen ein Asylgesuch (21 % ) . 
Der Christliche Friedensdienst (cfd) organisierte im Dezember 1986 in Zürich eine 
Veranstaltungsreihe über das Schicksal von Flüchtlingsfrauen. Knapp ein Viertel 
der Flüchtlinge in der Schweiz sind Frauen. Es fehle ein Konzept, wie auf die 
speziellen Umstände der Frauen unter den Flüchtlingen einzugehen sei, und die 
Erarbeitung eines einheitlichen Lösungsansatzesfürdie Probleme der Flüchtlings-
frauen seien dringend notwendig, wurde betont. 
Kritik an der Asylpraxis 
Während der Juni-Session des Nationalrates bezog Bundesrätin E. Kopp im 
Rahmen der Debatte über den Geschäftsbericht des Bundesrates zu Vorwürfen 
zur Asylpolitik Stellung. Sie verteidigte die Haltung der Behörden und wies den 
Vorwurf, die Asylpraxis verhärte sich zusehends, zurück. Votanten hatten die 
geltende Praxis der gewaltsamen Rückschaffung abgewiesener Asylbewerber als 
unwürdig und unmenschlich angeprangert. 
Anmerkungen 
1. Für weitere Informationen zur ersten und zweiten Gesetzesrevision, vgl. Jahrbuch 1984, 
1985 und 1986. 
2. Die GPK des Nationalrates hat einen Bericht zur Inspektion des Vollzugs des Asylrechts 
verfasst und im Mai 1987 veröffentlicht. (NZZ 23/24. Mai 1987) 
Quellen 
Erläuterungen des Bundesrates zur Volksabstimmung vom 5. April 1987 
EJPD, Asylstatistik 1986 und Pressecommunique vom 8. Mai 1987 
Amnesty Magazin, Nr. 2, Februar 1987 
Asyl- und Entwicklungspolitik, Die Position der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/ 
Brot für Brüder/Helvetas, November 1986 
Tages-Anzeiger, 11.12.1986, 7.2., 14.2. , 6.4, 9.5., 2.6.1987 
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2. Fluchtkapital 
Phi l ipp inen: Die Philippinen haben im April 1986 beim Bundesamt für Po-
lizeiwesen ein Rechtshilfegesuch eingereicht, mit dem sie um Auskunft über die 
sich auf Schweizer Bankkonten befindlichen Guthaben des früheren Staatspräsi-
denten Marcos nachsuchten (1). Der Bundesrat hatte bereits im März 1986 -
gestützt auf Notrecht-die auf Schweizer Banken liegenden Vermögen von Marcos 
und seinem Gefolge blockiert (vgl. Jahrbuch 1986). 
Das Bundesgericht hatte nun am 1. Juli 1987 in einem Pilotprozess über die 
Rekurse von Marcos' Anwälten zu entscheiden. Das Bundesgericht befand, dass 
der Verdacht auf strafbare Handlungen von Marcos zu Recht bestehe und dass die 
Blockierung seiner Guthaben zu Recht erfolgt sei. Gemäss Urteil dürfen die 
Strafverfolgungsbehörden von den Banken die Dokumente über die hinterlegten 
Marcos-Guthaben herausverlangen. 
Die philippinischen Behörden werfen dem Marcos-Clan Amtsmissbrauch, 
Unterschlagung und Bestechung in der Höhe von 5 Milliarden Dollar vor. Im 
Rechtshilfegesuch bitten die Behörden um Auskünfte, die für ein Strafverfahren 
gegen Marcos in den Philippinen nötig sind. Weiter fordern sie die Rückgabe der 
Gelder an den philippinischen Staat. 
Noch sind von Banken bei den Kantonen eingereichte Rechtsmittel gegen die 
Blockierung der Marcos-Gelder hängig. Der Entscheid über die Herausgabe der 
Gelder an die philippinischen Behörden ist noch zu fällen (2). 
In einer Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopf er/Brot für 
Brüder/Helvetas (3) vom November 1986 heisst e s : " Die Vereinbarung über die 
Sorgfaltspflicht bei der Entgegennahme von Geldern hat Schweizer Banken nicht 
daran gehindert, aktiv Beihilfe zur Kapitalflucht zu leisten. Dabei war die unrecht-
mässige Herkunft des Privatvermögens von Marcos jedem aufmerksamen Zeitge-
nossen seit langem bekannt". Nur eine Gesetzesregelung vermöge in Zukunft 
solche Bankengeschäfte zu verhindern. Die Entwicklungshilfswerke fordern des-
halb den Bundesrat auf, eine Teilrevision des Bankengesetzes einzuleiten mit dem 
Ziel, jegliche aktive und passive Beihilfe zur Kapitalflucht aus Entwicklungsländern 
zu untersagen und mit drastischen Strafen zu belegen. 
Ind ien: Die indische Regierung vermutet, dass illegale Fluchtgelder indischer 
Staatsbürger auf Schweizer Nummernkonten deponiert sind - es ist die Rede von 
mehreren Milliarden Dollar. Nach indischem Recht sind Nummernkonten illegal. 
Eine indische Delegation weilte im Juni 1987 in Bern, um sich über die Möglich-
keiten einer Rechtshilfe zu informieren. Ein offizielles Rechtshilfegesuch liegt noch 
nicht vor (4). 
Iran/USA: Im Zusammenhang mit dem Waffenhandel USA-Iran wurden im 
Dezember 1986 mehrere Bankkonten in der Schweiz blockiert, über welche die 
Finanztransaktionen erfolgten. Ein Teil der Erlöse aus dem Waffengeschäft soll an 
die Contra-Rebellen in Nicaragua geleitet worden sein (5). Das Bundesgericht hat 
mit Entscheid vom 20. August 1987 die Blockierung von mehreren Bankkonten, 
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über welche die Gelder aus dem Waffengeschäft gelaufen waren, gutgeheissen 
und das Bankgeheimnis für diese Konten aufgehoben. Damit wurde der Weg für 
eine Rechtshilfe der Schweiz an die USA für diesen Fall freigemacht (6). 
Für aktive Rechtshilfe gilt allgemein das Prinzip der doppelten Strafbarkeit, 
welches verlangt, dass ein Delikt auch in der Schweiz strafbar sein muss, damit 
Rechtshilfe gewährt wird. 
Anmerkungen/Quellen 
1. Die betroffenen Banken sind: die Schweizerische Bankgesellschaft, der Schweizeri-
sche Bankverein, die Schweizerische Kreditanstalt, die Schweizerische Volksbank, die 
Bank Leu und Paribas Schweiz. 
2. Tages-Anzeiger und NZZ vom 2. 7.1987 
3. Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Brüder/Helvetas: Entwicklungs-
hilfswerke fordern Bankengesetzrevision, 28.11.1986 
4. NZZ, 31.7. und 7.8.1987 
5. NZZ, 10. und 11.12.1987 
6. Tages-Anzeiger, 21.8.1987 
